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Forum B 

Schwerbehinderten- und Arbeitsrecht, betriebliches Eingliederungsmanagement 
– Diskussionsbeitrag Nr. 10/2010 – 

02.11.2010 

Betriebliches Eingliederungsmanagement in Klein- und 
Mittelbetrieben – sozialrechtliche Aspekte 

von Prof. Dr. Felix Welti und Diana Ramm, B. Sc. 

 

Die vom Verein zur Förderung der Rehabili-
tationsforschung in Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern und Schleswig-Holstein (vffr) 
geförderte Studie „Betriebliches Eingliede-
rungsmanagement (BEM) in Klein- und Mit-
telbetrieben, insbesondere des Handwerks, 
rechtliche Anforderungen und Vorausset-
zungen ihrer erfolgreichen Umsetzung“ (Pro-
jektzeitraum 01.01.2009 bis 31.08.2010) der 
Hochschule Neubrandenburg (Projektleitung 
Prof. Dr. Felix Welti) untersuchte Vorausset-
zungen für eine effektive Umsetzung des 
BEM in kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU). Der Fokus richtete sich auf Klein- 
und Mittelbetriebe des Handwerks, da hier 
das BEM bisher kaum bekannt ist und ge-
nutzt wird. 

In mehreren Beiträgen werden im Diskussi-
onsforum Ergebnisse zu sozialrechtlichen, 
arbeitsrechtlichen, ökonomischen und psy-
chologischen Aspekten des BEM in Klein- 
und Mittelbetrieben vorgestellt. Im ersten 
Beitrag zu diesem Themenkomplex stellen 
die Autoren die sozialrechtlichen Aspekte 
des BEM vor. 

Unsere Thesen: 

1. Zur Unterstützung des BEM durch die 
gemeinsamen Servicestellen müssen 
diese Aufgaben des Fallmanage-
ments übernehmen. Hierzu ist die 
Einbeziehung der Servicestellen in 
die Bedarfsfeststellung und Teilha-
beplanung sinnvoll. 

2. Es ist zu erwägen, den Integrations-
ämtern auch präventive Aufgaben für 
nicht schwerbehinderte, aber ge-
sundheitlich beeinträchtigte Mitarbei-
ter zuzuweisen. 

3. Im Rahmen der Prüfung von "Rehabi-
litation vor Rente und Sozialleistun-
gen" (§ 8 SGB IX) sollten die Rehabili-
tationsträger in geeigneten Fällen auf 
die Betriebe zugehen und ihnen Un-
terstützung beim BEM anbieten. 

4. Leistungen zur stufenweisen Wieder-
eingliederung sind wichtige Leistun-
gen der medizinischen Rehabilitation 
im Rahmen des BEM. 

Dr. Alexander Gagel 
Anja Hillmann-Stadtfeld 
Dr. Hans-Martin Schian 
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Für das SGB IX ist insgesamt typisch, dass 
sozialrechtliche und arbeitsrechtliche Rege-
lungen systematisch miteinander verknüpft 
sind. In § 84 SGB IX finden sich Regelungen 
für Rehabilitationsträger und arbeitsrechtli-
che Regelungen. § 84 SGB IX nimmt eine 
zentrale Stellung als Bindeglied zwischen 
Arbeits- und Sozialrecht ein. 

In § 84 Abs. 2 S. 4 SGB IX ist geregelt, dass 
vom Arbeitgeber die örtlichen gemeinsa-
men Servicestellen hinzugezogen werden. 
Der Arbeitgeber muss prüfen, ob und wie 
Leistungen zur Teilhabe der Rehabilitations-
träger oder begleitende Hilfen im Arbeitsle-
ben des Integrationsamtes das BEM unter-
stützen können. Fällt die Prüfung positiv aus, 
hat er den Kontakt herzustellen. Diese Prü-
fung ist Teil der Verpflichtung zum betriebli-
chen Eingliederungsmanagement und eine 
der wenigen Konkretisierungen des BEM im 
Gesetz selbst. 

Die zentrale Funktion der gemeinsamen 
Servicestellen im Konzept des BEM be-
zieht sich darauf, einen umfassenden Zu-
gang zu allen Leistungen der Rehabilitati-
onsträger und Integrationsämter herzustel-
len, indem sie beraten und informieren, bei 
der Bedarfsfeststellung und Antragstellung 
helfen und Entscheidungen sowie Verwal-
tungshandeln des Rehabilitationsträgers vor-
bereiten und begleiten. Die gemeinsamen 
Servicestellen sollen Funktionen des Fall-
managements übernehmen, so dass Leis-
tungsberechtigte und Betriebe weniger Last 
mit der Bedarfsklärung, mit der Stellung kla-
rer und sachdienlicher Anträge, mit der In-
formation verschiedener Rehabilitationsträ-
ger und mit Konflikten mehrerer Rehabilitati-
onsträger haben. Kleine und mittlere Betrie-
be sind besonders darauf angewiesen, einen 
einfachen Zugang zum Rehabilitationssys-
tem zu haben, der ihnen Verwaltungsauf-
wand abnimmt und ihre notwendigerweise 
fehlende Routine in BEM-Fällen ausgleicht. 

Die gesetzlichen Aufgaben der gemeinsa-
men Servicestellen – gerade im Kontext des 
BEM – wurden bisher von den Rehabilitati-
onsträgern nur sehr zögernd angenom-
men. Für den Kontakt zu Betrieben und für 
ihre speziellen Bedürfnisse werden bei den 
gemeinsamen Servicestellen zu wenige spe-
zialisierte Fachkräfte vorgehalten, und die 
Servicestellen gehen außerhalb von Modell-
projekten nicht auf die Betriebe ihrer Region 
zu. Dies zu ändern, wäre eine zentrale Vo-
raussetzung für die Implementation von BEM 
in kleinen und mittleren Betrieben. 

In § 84 Abs. 2 S. 4 SGB IX wird auch die 
Pflicht benannt, die Integrationsämter einzu-
binden, soweit schwerbehinderte Menschen 
betroffen sind. Die Integrationsämter müssen 
im Rahmen des besonderen Kündigungs-
schutzes bei jeder Kündigung eines schwer-
behinderten Menschen entscheiden, ob sie 
der Kündigung zustimmen (§§ 85–92 
SGB IX). In diesem Rahmen haben sie zu 
prüfen, ob durch ein BEM die Kündigung 
hätte vermieden werden können. Das Ziel 
des besonderen Kündigungsschutzes ist es, 
unnötige Kündigungen von schwerbehinder-
ten Menschen zu vermeiden. Es ist daher 
konsequent und sinnvoll, die Integrationsäm-
ter bereits in das BEM einzubinden. Die In-
tegrationsämter haben durch die begleitende 
Hilfe im Arbeitsleben (§ 102 SGB IX) die 
Möglichkeit, Leistungen an schwerbehinder-
te Menschen und Arbeitgeber zu erbringen, 
die das BEM wesentlich unterstützen kön-
nen. Der Kontakt kleiner und mittlerer Be-
triebe zu den Integrationsämtern ist je-
denfalls dann nicht eng, wenn sie bisher 
keine schwerbehinderten Beschäftigten 
hatten. Dies ist bei vielen kleinen Unter-
nehmen der Fall. Es wird dann womöglich 
mangels Kenntnissen und Erfahrungen auch 
nicht erwogen, zur Unterstützung eines BEM 
einen Antrag auf Anerkennung als schwer-
behindert oder auf Gleichstellung mit 
schwerbehinderten Menschen zu stellen. Es 
wäre zu erwägen, im Kontext des BEM 
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dem Integrationsamt auch präventive 
Aufgaben für Beschäftigte zuzuweisen, 
die (noch) nicht schwerbehindert sind. 

Auch einzelne Rehabilitationsträger können 
im Kontext des BEM tätig werden. Dies 
ergibt sich für Prämie und Bonus aus § 84 
Abs. 3 SGB IX, im Übrigen aus den Aufga-
bennormen der Rehabilitationsträger. Die 
Rehabilitationsträger (und Integrationsämter) 
können und müssen die Kriterien für Prä-
mien und Boni selbst entwickeln.1

Nach § 8 Abs. 1 SGB IX prüft ein Rehabilita-
tionsträger, bei dem Sozialleistungen wegen 
oder unter Berücksichtigung einer Behinde-
rung oder einer drohenden Behinderung be-
antragt oder erbracht werden, unabhängig 
von der Entscheidung über diese Leistun-
gen, ob Leistungen zur Teilhabe voraussicht-
lich erfolgreich sind. Die Rehabilitations-
träger müssen nicht warten, bis bei ihnen 
Anfragen kommen oder Anträge gestellt 
werden. Sie können und müssen vielmehr in 
vielen Fällen selbst die Initiative ergreifen 
und Personen ansprechen, zur Information 
oder Antragstellung anregen oder auffor-

 Umstrit-
ten ist, wie diese rechtmäßig auszugestalten 
sind und ob sie zweckmäßig sind. Die Krite-
riengestaltung muss insbesondere dem 
Gleichheitssatz genügen. Es wird einge-
wandt, dass die Erfüllung von Rechtspflich-
ten alleine noch keine Zahlung durch öffent-
lich-rechtliche Träger rechtfertigen könne. 
Dieser Einwand relativiert sich, wenn in der 
Prämie oder dem Bonus ein Aufwendungs-
ersatz für eine, auch im öffentlichen Interes-
se liegende, Pflicht gesehen wird. Es steht 
den Arbeitgebern, sowie den anderen im 
Kontext des BEM tätig werdenden, betriebli-
chen Akteuren und den Beschäftigten frei, 
sich an Rehabilitationsträger auch einzeln zu 
wenden, um Unterstützung, Beratung und 
Auskunft für das BEM zu erlangen. 

                                                
 
1Vgl. Trenk-Hinterberger (2010), S. 678f 

dern. Dies kann einschließen, ein BEM an-
zuregen und zu unterstützen. 

Die Rehabilitationsträger sind vom Gesetz-
geber angehalten, sich in gemeinsamen 
Empfehlungen zu verständigen, in welchen 
Fällen und in welcher Weise rehabilitations-
bedürftigen Menschen notwendige Leistun-
gen zur Teilhabe angeboten werden. In § 4 
„Identifikation des Präventionsbedarfs in der 
Arbeitswelt“ der gemeinsamen Empfehlung 
„Prävention nach § 3 SGB IX“2 vom 16. 
Dezember 2004 werden verschiedene In-
strumente zur Identifikation des Präventi-
onsbedarfs in der Arbeitswelt genannt. Wenn 
die Rehabilitationsträger Anhaltspunkte über 
das Erfordernis von Präventionsmaßnahmen 
haben (§ 6 „Koordination und Vernetzung“), 
verpflichten sie sich, durch Absprachen mit 
betriebsinternen und betriebsexternen Part-
nern zu klären, welche Vorgehenskonzepte 
und konkreten Maßnahmen geeignet sind, 
Behinderungen und drohende Chronifizie-
rungen zu vermeiden. Diese Maßnahmen 
können Bestandteil des BEM sein. In der 
gemeinsamen Empfehlung „Information 
und Kooperation“3

                                                
 
2Gemeinsame Empfehlung nach § 12 Abs. 1 
Nr. 5, § 13 Abs. 2 Nr. 1 SGB IX, dass Prävention 
entsprechend dem in § 3 SGB IX genannten Ziel 
erbracht wird (gemeinsame Empfehlung „Präven-
tion nach § 3 SGB IX“) vom 16.12.2004. 

 ist auch explizit er-
wähnt, dass in Kleinbetrieben Schwerbehin-
dertenvertretungen, Sozialdienste, Gesund-
heitsbeauftragte oder Ombudsleute meist 
nicht vorhanden sind. Der Kooperation mit 
Hausärzten und Betriebsärzten komme da-
her hier besondere Bedeutung zu. Ebenso 
verpflichten sich die Rehabilitationsträger 
und Integrationsämter, Strukturen für den In-
formationsaustausch mit Kreishandwerker-

3Gemeinsame Empfehlung zur Verbesserung der 
gegenseitigen Information und Kooperation aller 
beteiligten Akteure nach § 13 Abs. 2 Nr. 8 und 
§ 9 SGB IX vom 22.03.2004 
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schaften, Handwerks-, Industrie- und Han-
delskammern einzurichten. 

Die aus § 8 Abs. 1 SGB IX folgende Prüfung, 
ob Leistungen zur Teilhabe Erfolg verspre-
chen, soll dazu führen, dass bei den behin-
derten oder von Behinderung bedrohten 
Menschen angeregt wird, Anträge auf Leis-
tungen zur Teilhabe zu stellen. Sie kann zu-
gleich dazu führen, dass die Rehabilitati-
onsträger auch aktiv auf die Arbeitgeber 
zugehen und ihnen Unterstützung bei ei-
nem BEM anbieten. Dies ist gerade für klei-
ne und mittlere Unternehmen wichtig, in de-
nen interne Mechanismen nicht so ausge-
prägt sind und das BEM ein Einzelfall ist, für 
den keine Routine aufgebaut werden kann. 

Sind Leistungen zur Teilhabe beantragt oder 
werden sie von Amts wegen erbracht, so 
haben die Rehabilitationsträger den Bedarf 
festzustellen. Im Kontext eines BEM kön-
nen dabei auch arbeitsmedizinische, ar-
beitswissenschaftliche und arbeitspädagogi-
sche Kenntnisse erforderlich sein, insbeson-
dere um den Zusammenhang zwischen kon-
kretem Arbeitsplatz und Behinderung adä-
quat erfassen zu können. Die Bedarfsfest-
stellung bezieht sich auf die Leistungen aller 
möglichen Rehabilitationsträger und aller 
möglichen Leistungsgruppen. Das bedeutet 
im Kontext des betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements insbesondere, dass 
Leistungen der medizinischen Rehabilitation 
und Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben stets integrativ zu prüfen sind. Dies wird 
auch in § 11 SGB IX verdeutlicht. In der ge-
meinsamen Empfehlung „Begutachtung“4

                                                
 
4Gemeinsame Empfehlung nach § 13 Abs. 1 
i. V. m. § 12 Abs. 1 Nr. 4 SGB IX für die Durch-
führung von Begutachtungen möglichst nach ein-
heitlichen Grundsätzen vom 22.03.2004 

 
haben sich die Rehabilitationsträger ver-
ständigt, dass die Begutachtung unter ande-
rem auch eine Arbeits- und Sozialanamnese 

enthalten muss, die die Arbeitsbiographie, 
Art und Dauer der Tätigkeit, Belastungen am 
Arbeitsplatz, betriebsärztliche Betreuung, 
vorhandene und verwendete Hilfsmittel und 
Schutzmaßnahmen am Arbeitsplatz, Mög-
lichkeiten der Arbeitsplatzanpassung oder 
Arbeitsplatzumsetzung und Informationen 
über den Arbeitsweg enthalten muss. Damit 
kann die Begutachtung einen wichtigen 
Beitrag zur Abstimmung der Leistungen 
zur Teilhabe auf das betriebliche Umfeld 
und ein BEM leisten. Die in § 84 Abs. 2 
S. 4 SGB IX vorgesehene Unterstützung des 
BEM durch die gemeinsamen Servicestel-
len erfordert, dass diese in die Bedarfsfest-
stellung und Teilhabeplanung einbezogen 
werden bzw. schnell auf sie zugreifen kön-
nen. 

Zu den zum BEM passenden Leistungen zur 
Teilhabe gehören die Leistungen an Ar-
beitgeber (§ 34 SGB IX). Spezifisch für das 
BEM können Zuschüsse für Arbeitshilfen 
im Betrieb genutzt werden. Diese Leistung 
ergänzt die arbeitsrechtlichen Pflichten 
des Arbeitgebers nach § 81SGB IX. So ist 
der Anspruch der schwerbehinderten und 
gleichgestellten Beschäftigten auf behinde-
rungsgerechte Einrichtung und Ausstattung 
der Arbeitsstätte und auf technische Arbeits-
hilfen beschränkt. Er gilt nur, wenn dies für 
den Arbeitgeber nicht mit unverhältnismäßi-
gen Mehrkosten verbunden ist. Diese Be-
schränkung wird in kleinen Betrieben häufi-
ger zutreffen als in größeren Betrieben, so 
dass die Ausstattung mit Arbeitshilfen oder 
eine andere Hilfe zur behinderungsgerech-
ten Ausstattung gerade in kleinen Betrieben 
eine wichtige Unterstützung des BEM durch 
Rehabilitationsträger sein kann. 

Leistungen der begleitenden Hilfe im Ar-
beitsleben durch das Integrationsamt 
(§ 102 SGB IX) werden auch an Arbeitgeber 
geleistet. Diese können der behinderungsge-
rechten Einrichtung von Arbeitsplätzen die-
nen. Besonders genannt sind hier auch Leis-
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tungen zur Einrichtung von Teilzeitarbeits-
plätzen (§ 26 Abs. 1 Nr. 2 SchwbAV). Wei-
terhin sind Leistungen für außergewöhnliche 
Belastungen vorgesehen, die mit der Be-
schäftigung besonders betroffener schwer-
behinderter Beschäftigter (§ 72 SGB IX; § 27 
SchwbAV) verbunden sind. Diese Leistun-
gen sollen vor allem gezahlt werden, wenn 
ohne sie das Beschäftigungsverhältnis ge-
fährdet wäre. Damit kann diese traditionell 
als „Minderleistungsausgleich“ bezeichne-
te Leistung gerade in kleinen und mittleren 
Betrieben dazu beitragen, dass Beschäftigte 
auch bei längerfristigen oder dauerhaften 
Leistungsminderungen weiter beschäftigt 
werden können. 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
für Beschäftigte (§ 33 SGB IX) können 
auch während eines laufenden Arbeitsver-
hältnisses erbracht werden. Sie umfassen 
auch Hilfen zur Erhaltung eines Arbeitsplat-
zes, individuelle betriebliche Qualifizierung 
im Rahmen unterstützter Beschäftigung, be-
rufliche Anpassung und Weiterbildung. Diese 
Leistungen sollen soweit wie möglich in be-
trieblicher Form durchgeführt werden (§ 19 
Abs. 2 SGB IX). Besonders zu nennen sind 
im Kontext des BEM die Kraftfahrzeughilfe in 
Fällen, in denen vor allem die Bewältigung 
des Arbeitsweges gefährdet ist, Kosten für 
Hilfsmittel, die zur Berufsausübung oder zur 
Erhöhung der Sicherheit auf dem Arbeitsweg 
erforderlich sind, Kosten technischer Ar-
beitshilfen und Kosten der Beschaffung, 
Ausstattung und Erhaltung einer behinde-
rungsgerechten Wohnung, z. B. in der Nähe 
des zu erhaltenden Arbeitsplatzes. 

Leistungen der stufenweisen Wiederein-
gliederung5

                                                
 
5Siehe auch Beiträge auf www.iqpr.de bspw. Ga-
gel, „Klarstellungen zur stufenweisen Wiederein-
gliederung (§ 28 SGB IX), Teil I–III“ in Diskussi-
onsforum B, Beitrag 1–3/2010 

 (§ 28 SGB IX) gehören zu den 

wichtigsten Beiträgen der medizinischen Re-
habilitation zum BEM.6 Alle Leistungen der 
medizinischen Rehabilitation und der sie er-
gänzenden Leistungen, sollen bei arbeitsun-
fähigen Leistungsberechtigten entsprechend 
der Zielsetzung der stufenweisen Wieder-
eingliederung erbracht werden. Hierdurch 
kann erreicht werden, dass arbeitsunfähige 
Beschäftigte mit einem Teil ihrer Arbeitszeit 
bereits wieder im Betrieb tätig sind und häu-
fig zugleich oder im unmittelbaren Zusam-
menhang durch Leistungen der medizini-
schen Rehabilitation unterstützt werden.7

Weitere Beiträge zum Thema aus dem 
Diskussionsforum: 

 
Voraussetzung dafür ist, dass möglichst 
frühzeitig entweder durch den Vertragsarzt 
(§ 74 SGB V) oder im Krankenhaus oder 
durch eine Einrichtung der medizinischen 
Rehabilitation möglichst aussagefähig fest-
gestellt wird, welche Leistungsfähigkeit die 
arbeitsunfähige Person hat. 

Forum A: 

• Beitrag 6/2005–8/2005 auf www.iqpr.de 

Forum B 

• 2010: Beitrag 1/2010–3/2010 auf  
www.iqpr.de 

• 2009: Beitrag 1/2009; 3/2009; 6/2009; 
10/2009–11/2009; 14/2009–16/2009 auf 
www.iqpr.de 

• 2008: Beitrag 1/2008; 3/2008; 5/2008–
7/2008; 9/2008; 11/2008; 13/2008–
14/2008; 18/2008–19/2008 auf  
www.iqpr.de 

                                                
 
6Vgl. Welti (2008), S. 127f. 
7Vgl. Kohte (2008), S. 587 

http://www.iqpr.de/�
http://www.iqpr.de/�
http://www.iqpr.de/�
http://www.iqpr.de/�
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• 2007:Beitrag 3/2007–4/2007; 9/2007–
10/2007; 12/2007–13/2007; 15/2007–
17/2007; 24/2007; 26/2007 auf  
www.iqpr.de 

• 2006: Beitrag 2/2006–6/2006; 8/2006–
11/2006; 13/2006; 16/2006; 18/2006 auf 
www.iqpr.de 

• 2005: Beitrag 1/2005–10/2005 auf  
www.iqpr.de 

• 2004: Beitrag 2/2004–6/2004 auf  
www.iqpr.de 

Forum D 

• Beitrag 1/2006 auf www.iqpr.de 
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Ihre Meinung zu diesem Diskussionsbeitrag 
ist von großem Interesse für uns. Wir freuen 
uns auf Ihren Beitrag. 
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